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Landesregierung wird weiter konstruktiv mit der LDI 
zusammenarbeiten. Da brauchen wir auch die fach-
kundige Einschätzung der LDI.  

Für Nordrhein-Westfalen können wir auf jeden Fall 
auf der Grundlage des Berichts feststellen, dass es 
um Datenschutz und Informationsfreiheit nicht 
schlecht bestellt ist in diesem Land. Trotzdem, man 
kann immer noch besser werden.  

Abschließend möchte ich mich bei Frau Gayk und ih-
ren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ganz herzlich 
für die gute und kritische Zusammenarbeit und für 
das Weiterkommen bei diesem Thema bedanken. – 
Herzlichen Dank und einen schönen Tag! 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Minister 
Reul. – Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen 
vor. Daher schließe ich die Aussprache.  

Der Innenausschuss empfiehlt in Drucksache 
18/7781 die Kenntnisnahme der beiden Vorlagen. 
Einwände gegen diese Empfehlung sehe ich nicht. 
Damit sind die Vorlagen 18/1356 und 18/1788 zur 
Kenntnis genommen. 

Damit rufe ich auf:  

7 Gesetz zur Änderung des Kommunalwahlgeset-
zes und weiterer wahlbezogener Vorschriften 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/7788 

erste Lesung 

Ich eröffne die Aussprache. Für die Landesregierung 
spricht Herr Minister Reul. – Bitte. 

Herbert Reul, Minister des Innern: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren Abgeordneten! In Nord-
rhein-Westfalen – genauer gesagt: in 31 Kreisen, 
396 Städten und Gemeinden sowie im Regionalver-
band Ruhr – stehen im Herbst 2025 die nächsten 
Kommunalwahlen an.  

Es wurde schon mehrfach betont: Die kommunale 
Demokratie bildet das Fundament unseres Staates. 
Rund 20.000 Menschen engagieren sich in Nord-
rhein-Westfalen ehrenamtlich in den kommunalen 
Gremien, die allermeisten neben ihrem Beruf. Sie 
tragen damit tagtäglich entscheidend zum Gelingen 
unserer Demokratie und unseres Gemeinwesens 
bei. Es stimmt, das ist nichts Neues, aber man kann 
es gar nicht oft genug sagen, weil wir gerade in die-
sen Tagen überall wieder merken, dass das nicht 
selbstverständlich ist und dass es nicht so einfach ist, 

dafür Menschen zu gewinnen. Deshalb haben sie 
meinen Dank und meine Anerkennung.  

Es ist auch gut und richtig, dass wir heute schon un-
ter Tagesordnungspunkt 3 darüber diskutiert haben, 
wie man diese Arbeit in den Räten und Ausschüssen 
weiter erleichtern und unterstützen kann. In gewisser 
Weise gehört dazu auch die Frage, wie ein Kommu-
nalwahlgesetz aussieht – oder noch klarer gesagt: 
ein zeitgemäßes Kommunalwahlgesetz. Es ist eine 
altbewährte Manier, rechtzeitig vor dem Wahltag das 
Kommunalwahlgesetz zu überprüfen und entspre-
chend fortzuschreiben.  

Das heißt im Klartext: Aktuelle Veränderungen im 
Landtags- und Bundestagswahlrecht sind zu berück-
sichtigen, aber auch die Erfahrungen aus der Verwal-
tungspraxis. Außerdem müssen wir natürlich die Vor-
schriften an die jüngste Rechtsprechung anpassen. 
Das alles soll das Gesetz leisten, dessen Entwurf 
heute vorliegt. 

Worum geht es inhaltlich bei diesen Änderungen? 
Ich will einige wichtige Punkte nennen. 

Erstens. Viele Städte und Kreise haben in der Ver-
gangenheit die Möglichkeit genutzt, ihre Räte und 
Kreistage im Rahmen der gesetzlichen Vorgabe zu 
verkleinern. Diese Möglichkeiten wollen wir nun mo-
derat erweitern um zwei Sitze auf insgesamt bis zu 
zwölf Sitze. Darüber müssen natürlich die Kommu-
nen selbst entscheiden – Stichwort „kommunale 
Selbstverwaltung“. Darum soll die Frist zur Reduzie-
rung der Sitzzahl für die anstehende Kommunalwahl 
einmalig bis zum 31. August dieses Jahres verlän-
gert werden. 

Zweitens. Hinsichtlich der Einteilung des Wahlgebie-
tes in Wahlbezirke wird zukünftig auf die Anzahl der 
Wahlberechtigten abgestellt. Gleichzeitig wird die 
höchstmögliche Abweichung der einzelnen Wahlbe-
zirke von der durchschnittlichen Größe im Wahlge-
biet auf 15 % abgesenkt; nur in Ausnahmefällen ist 
eine Abweichung um bis zu 20 % zulässig. Mit die-
sen Änderungen werden verfassungsrechtliche Vor-
gaben umgesetzt. 

Drittens. Die Stichtage für die Einreichung von Wahl-
vorschlägen und für die Entscheidung über deren Zu-
lassung werden um einige Tage vorverlegt. Damit 
schaffen wir mehr Zeit für die Durchführung der Brief-
wahl. Darum haben die Kommunen gebeten; es ist 
also ein sehr praktisches Projekt. 

Viertens. Wir setzen die Verabredung aus dem Koa-
litionsvertrag nach einer Steigerung des Frauenan-
teils in den Räten und Kreistagen um. Hierzu werden 
die Parteien und Wählergruppen künftig aufgefor-
dert, bei den Wahlvorschlägen eine Geschlechterpa-
rität anzustreben. 

Fünftens. Wir schaffen die Möglichkeit, den Termin 
für etwaige Stichwahlen um eine Woche nach hinten, 
also auf drei Wochen nach der Hauptwahl, zu 
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verschieben. Das bringt uns mit Blick auf die Bundes-
tagswahl, die auch im Herbst 2025 stattfinden wird, 
etwas mehr Flexibilität und die Möglichkeit zur Zu-
sammenlegung. 

Meine Damen und Herren, das Kommunalwahlge-
setz bildet die Grundlage für einen reibungslosen Ab-
lauf der Wahlen in unseren Kreisen, Städten und Ge-
meinden. Weitere Detailregelungen werden eben-
falls noch in diesem Jahr in der neuen Kommunal-
wahlordnung erfolgen. Hier werden wir uns insbe-
sondere nochmals mit den Anforderungen an Unter-
stützungsunterschriften befassen, um einem mögli-
chen Missbrauch noch besser entgegenwirken zu 
können. 

Mit den vorgeschlagenen Änderungen des Kommu-
nalwahlgesetzes, die Ihnen vorliegen, gehen wir nun 
einen ersten Schritt. Ich bitte um Unterstützung und 
freue mich auf die Beratungen im Ausschuss. – 
Danke sehr. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Minister. – 
Für die CDU spricht als Nächstes der Abgeordnete 
Herr Frieling. 

Heinrich Frieling*) (CDU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Jeder, der 
sich in einem kommunalen Mandat für unsere Demo-
kratie engagiert, leistet jeden Tag einen Beitrag für 
den Zusammenhalt in unserer Gesellschaft und für 
lebenswerte Städte und Gemeinden. 

Das Kommunalwahlgesetz regelt nicht nur die Wahl 
der hauptamtlichen Bürgermeister und Landräte, 
sondern auch die Wahl der Tausenden ehrenamtli-
chen Mitglieder unserer Stadt- und Gemeinderäte, 
der Bezirksvertretungen und Kreistage und der Ver-
bandsversammlung des Regionalverbands Ruhr. 

Für die Durchführung der Wahlen müssen überall in 
Nordrhein-Westfalen Wahlausschüsse gebildet, 
Wahlkreise und Stimmbezirke eingeteilt, Kandidaten 
und Listen aufgestellt, Vorschläge eingereicht, Wäh-
lerverzeichnisse erstellt, Wahlvorstände berufen, 
Wahlräume hergerichtet, Briefwahlunterlagen ver-
schickt, Stimmen ausgezählt, Sitze zugeteilt, Ergeb-
nisse festgestellt und Einsprüche überprüft werden. 
Eine richtige Mammutaufgabe also, die das Kommu-
nalwahlgesetz regelt – und nicht weniger Aufwand 
als etwa bei der Durchführung von Europa-, Bundes-
tags- oder Landtagswahlen. Die ordnungsgemäße 
Durchführung der Kommunalwahl ist unerlässlich für 
das Vertrauen in unsere Demokratie und in ihre Insti-
tutionen.  

Bereits im kommenden Jahr 2025 stehen in Nord-
rhein-Westfalen die nächsten Kommunalwahlen an. 
Um unseren zukünftigen Mandatsträgerinnen und 
Mandatsträgern rechtssichere Rahmenbedingungen 

mitzugeben und vor dem Hintergrund der aktuellen 
Entwicklung des Wahlrechts, muss auch das Kom-
munalwahlrecht angepasst werden. 

Hierzu liegt uns nun der Gesetzentwurf der Landes-
regierung vor. Er umfasst Anpassungen des Kom-
munalwahlgesetzes sowie Klarstellungen im Zusam-
menhang mit dem Gesetz über die Transparenz der 
Finanzierung kommunaler Wählergruppen. 

Die maßgeblichen Änderungen beziehen sich – der 
Minister hat das gerade ausgeführt – auf die Erhö-
hung der Anzahl der Beisitzer im Wahlvorstand, die 
moderate Anpassung der Vertreteranzahl, welche 
durch die Gemeinden und Kreise in eigener Verant-
wortung in einer Satzung reduziert werden kann, die 
Festlegung von präzisen Kriterien für die Größe der 
Wahl- und Stimmbezirke sowie die Verlegung der 
Stichtage für die Einreichung von Wahlvorschlägen. 

Die letzte Kommunalwahl 2020 hat deutlich gezeigt, 
dass Frauen in unseren kommunalen Vertretungs-
körperschaften unterrepräsentiert sind. Mit einem 
neuen § 25 Abs. 5 möchte die Landesregierung eine 
appellative Regelung einfügen, die Parteien und 
Wählergruppen dazu auffordert, bei der Aufstellung 
von Wahlvorschlägen Geschlechterparität anzustre-
ben. 

Dies entspricht dem gemeinsamen Ziel der Zukunfts-
koalition, den Anteil von Frauen in unseren Räten 
und Kreistagen zu erhöhen, und berücksichtigt 
gleichzeitig die verfassungsrechtlichen Grenzen. 

(Rodion Bakum [SPD]: Das sehen wir an Ihrer 
Fraktion!) 

In Übereinstimmung mit der Rechtsprechung wird die 
Einteilung von Wahlbezirken angepasst. Die maxi-
male Abweichung zur durchschnittlichen Größe wird 
von 25 % auf 15 % angepasst. Auch wichtig: Es gibt 
die Möglichkeit für eine Ausnahme, dort bis auf 20 % 
zu gehen. Das mag vor Ort oft wichtig sein, um örtli-
che Verhältnisse angemessen berücksichtigen zu 
können. 

Anders als zuvor geht es dabei nicht mehr um die 
Einwohnerzahl ohne EU-Ausländer, sondern – präzi-
ser – um die Zahl der Wahlberechtigten. Dies haben 
wir bereits 2021 für das Landeswahlgesetz beschlos-
sen. Die Veränderung des Kommunalwahlgesetzes 
ist dementsprechend nur folgerichtig und setzt ver-
fassungsrechtliche Rechtsprechung um. 

Ebenso sieht der Gesetzentwurf eine Änderung bei 
der Einreichungsfrist von Wahlvorschlägen vor. Hier-
durch soll sichergestellt werden, dass die Verwaltung 
ausreichend Zeit für die Bearbeitung und Organisa-
tion der Wahlen, insbesondere der Briefwahl, hat. 
Der Minister hat diese Anregung aus der Praxis ge-
rade vorgestellt. 

Große Sorgen macht uns aber weiterhin die zuneh-
mende Zersplitterung der Räte und Kreistage durch 
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immer mehr Fraktionen, Gruppen und Einzelbewer-
bern. Das erschwert die ehrenamtliche Arbeit in den 
Gremien deutlich. 

Die Wiedereinführung einer Sperrklausel, die Abhilfe 
schaffen könnte und für die es bereits hier im Hause 
breite Mehrheiten gab, ist nicht unmöglich, allerdings 
hat das Verfassungsgericht die Hürden dafür sehr 
hoch gelegt, sodass eine solche Einführung zur 
nächsten Kommunalwahl nicht realistisch ist. Wir 
dürfen es aber nicht aus dem Auge verlieren und 
müssen zunächst über andere Möglichkeiten nach-
denken, um die Arbeitsfähigkeit der Gremien zu er-
halten. 

Wir freuen uns auf die weitere Diskussion und stim-
men der Überweisung des Gesetzentwurfs zu. – Vie-
len Dank. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Frieling. – 
Für die SPD spricht nun die Abgeordnete Frau Stock.  

Ellen Stock (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der vorliegende 
Gesetzentwurf war dem Parlament bis zum Beginn 
dieser Woche noch nicht bekannt. Am vergangenen 
Montag wurde die Drucksache digital zugestellt. 

Ich betone dies, weil es sehr ärgerlich ist, dass bei 
einem so bedeutsamen Entwurf eines Wahlgeset-
zes, welches noch dazu direkt unsere kommunale 
Familie vor Ort betrifft, vorab keinerlei Verständigung 
mit der Opposition stattgefunden hat.  

(Beifall von der SPD – Vereinzelt Beifall von 
der FDP) 

Das ist bei einem Gesetz, das letztlich unsere Demo-
kratie im ureigensten Kern berührt, meiner Ansicht 
nach ein Frevel. Man könnte annehmen, dass die 
Landesregierung ihre guten Gründe hat, sich über 
die guten Gepflogenheiten hinwegzusetzen. Aller-
dings muss man sagen: Das hat ein Geschmäckle.  

Wenn die Regierung im Alleingang das Wahlrecht 
verändert, wenn sie es nicht für nötig befindet, eine 
breite Mehrheit im Parlament für die Umgestaltung 
dieser tiefgehenden demokratischen Grundlage ein-
zuholen, dann muss man sich natürlich fragen, wieso 
die Landesregierung so etwas macht.  

Die Frage nach dem Wieso und Warum muss bei ei-
nigen Passagen des Gesetzentwurfs durchaus ge-
stellt werden. Wieso gibt es vor der Stichwahl jetzt 
drei Wochen Vorlauf anstatt nur zwei? Wem nutzt 
diese Woche? Der Minister hat es eben einmal an-
klingen lassen: Es gibt mehr Flexibilität bei der Bun-
destagswahl. – Da besteht bestimmt noch Bera-
tungsbedarf.  

Wieso gibt es immer noch keine Rechtssicherheit im 
Falle von erschlichenen Unterstützerunterschriften o-
der gar Zustimmungserklärungen, wie wir das bei-
spielsweise 2009 in Siegen und 2020 in Duisburg 
schon hatten? Hier wurde eine ausdrückliche Rege-
lung im Umgang für die rechtswidrige Erschleichung 
angeregt. Das wäre sicher ein guter Schritt in die 
richtige Richtung gewesen, aber die Anregung wurde 
nicht aufgenommen. 

Wieso muss ein Vertreter seinen Mandatsverzicht 
immer noch per Niederschrift vor Ort bestätigen, an-
statt dies durch ein Schreiben kundzutun? 

Es könnten noch viele Punkte genannt werden, und 
wir müssen dringend reden. 

Aber da ich ja nicht immer nur kritisiere, sondern 
auch lobe: Die Aufforderung an die Parteien und 
Wählergruppen, die Aufstellung ihrer Wahlvor-
schläge geschlechterparitätisch zu gestalten, heiße 
ich ausdrücklich willkommen. Zwar wäre es schön, 
wenn es nicht nur bei einer Aufforderung bleiben 
würde, aber bis dahin ist es wahrscheinlich noch ein 
sehr weiter Weg. 

Mir persönlich ist Folgendes noch sehr wichtig zu er-
klären. Bei der Größe der Stimmbezirke wird auf die 
Anzahl der Wahlberechtigten abgestellt, statt wie bis-
her auf Einwohnerzahlen. So weit, so gut, wenn dies 
durch das Gerichtsurteil abgedeckt ist. Natürlich füh-
len wir uns durch die Rechtsprechung verpflichtet. 
Dennoch könnte nach außen ein falscher Eindruck 
entstehen, und so möchte ich ganz deutlich sagen: 
Wir fühlen uns generell allen Einwohnerinnen und 
Einwohnern der Städte und Gemeinden verpflichtet 
und nicht nur den Wahlberechtigten. 

(Beifall von der SPD) 

Das wird auch so bleiben.  

Darüber hinaus werden wir sicher noch einige Zeit 
gemeinsam an diesem Gesetzentwurf arbeiten. Ich 
wünsche mir zum Wohle unserer Demokratie und un-
serer kommunalen Vertreter, dass dies eine konstruk-
tive und ergebnisreiche Zusammenarbeit wird. – Vie-
len Dank für eure Aufmerksamkeit.  

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Fraktion der Grünen hat nun der Kollege Dr. Ro-
bin Korte das Wort.  

Dr. Robin Korte (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Die Landesregierung legt 
uns heute einen Vorschlag für Änderungen am Kom-
munalwahlgesetz sowie der Gemeinde- und Kreis-
ordnung vor. An vielen Stellen geht es dabei um zuge-
gebenermaßen verwaltungstechnische Details, zum 
Beispiel um Anpassungen an verfassungsgerichtliche 
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Rechtsprechungen oder um die Stichtage, über die 
ja schon geredet wurde. 

Wenn man aber losgelöst von diesen Details einmal 
das große Ganze betrachtet, dann geht es hier um 
unsere Demokratie und um nicht weniger, denn im 
Kommunalwahlgesetz wird die Grundlage für geord-
nete und demokratische Wahlen gelegt. Es gibt klare 
Regeln dafür: Wer macht wann und wie die Wahl be-
kannt? Wer wird wann und wie aufgestellt? Wer un-
terzeichnet wann Wahlvorschläge? Wer darf wann 
und wie wählen? 

All diese kleinteilig anmutenden Regeln schützen die 
Wahl und damit die Demokratie. Diese Regeln sind 
es, die dafür sorgen, dass unsere Räte, Kreistage 
und Bezirksvertretungen in freier, gleicher und gehei-
mer Wahl gewählt und damit legitimiert werden. Ge-
wählt werden dabei Bürgerinnen und Bürger aus un-
ser aller Mitte und eben nicht Abgesandte einer au-
toritären Obrigkeit, wie es früher in Deutschland üb-
lich war und leider heute wieder in vielen anderen 
Staaten üblich geworden ist. 

Zum Schutz der Demokratie sollten wir uns daher in 
der weiteren Befassung mit diesem Gesetzentwurf 
vor allem einen weiteren Aspekt noch genauer anse-
hen. Herr Minister Reul hat ihn eben schon ange-
sprochen. In den letzten Jahren sind immer wieder 
Fälle bekannt geworden, in denen Menschen durch 
Tricks und Betrügereien fälschlicherweise auf Unter-
stützungslisten oder sogar auf Wahlvorschlägen von 
zumeist rechten und rechtsextremen Parteien gelan-
det sind. 

(Enxhi Seli-Zacharias [AfD]: Oder von islamis-
tischen!) 

Diese Leute wollten gar nicht kandidieren, sie sind 
aber durch gefälschte oder erschlichene Unterschrif-
ten für die Parteien aufgestellt worden. Da gibt es 
Beispiele von Pro NRW in Breckerfeld, der NPD in 
Duisburg oder von der AfD in Steinhagen. 

Hier scheinen bislang also wirksame Mechanismen 
zu fehlen, die das zu verhindern wissen und somit 
eine falsche Aufstellung und erschlichene Mandate 
in einem geregelten Verfahren auch wieder rückgän-
gig machen können. Über diese Mechanismen soll-
ten wir uns in den weiteren Beratungen über diesen 
Gesetzentwurf noch Gedanken machen. 

(Beifall von den GRÜNEN und von Heinrich 
Frieling [CDU]) 

Im Kommunalwahlgesetz wird auch geregelt, wie 
und durch wen die Bürgerinnen und Bürger in den 
Räten und Kreistagen vertreten werden. Hierbei 
finde ich eine Formulierung im neuen Gesetzentwurf 
der Landesregierung ganz besonders wichtig, näm-
lich die im neuen § 15 Abs. 5, der besagt:  

„Frauen und Männer sollen gleichermaßen in Ver-
tretungskörperschaften repräsentiert sein.“ 

Ich begrüße es sehr, dass damit die Erwartung die-
ser Landesregierung zum Ausdruck kommt, dass die 
Parteien ihre Wahlvorschläge paritätisch aufstellen. 

Ich finde es wichtig, dass sich alle Parteien und Wäh-
lervereinigungen diese Sollvorschrift wirklich zu Her-
zen nehmen, denn es genügt nicht, wenn nur eine 
oder zwei Parteien auf die Parität achten. Frauen ma-
chen die Hälfte unserer Gesellschaft aus, sie haben 
also in einer Demokratie ganz selbstverständlich An-
spruch auf die Hälfte der Mandate und die Hälfte der 
Macht.  

(Beifall von den GRÜNEN)  

Nicht zuletzt ist mit der Frage, durch wen wir reprä-
sentiert werden, auch die Frage verbunden, durch 
wie viele wir vertreten werden. Viele Räte werden 
durch Überhangmandate immer größer. Mancher-
orts wird dadurch schon heute die Arbeitsfähigkeit 
merklich beeinträchtigt.  

In kleineren Orten und gerade im ländlichen Raum 
können die Wahllisten oft nur schwerlich mit ausrei-
chend vielen bereitwilligen Kandidatinnen und Kan-
didaten besetzt werden. Daher ist es eine wichtige 
und absolut ernst zu nehmende Option, dass die 
Kommunen die Größe ihrer Vertretungsorgane auch 
weiterhin freiwillig verkleinern können, und es ist zu 
begrüßen, dass die Möglichkeit mit der vorliegenden 
Änderung auf bis zu zwölf Vertreter*innen ausgewei-
tet und die Frist für den entsprechenden Beschluss 
bis zur nächsten Kommunalwahl verlängert wird. 

Ich freue mich auf die Beratung dieses wichtigen Ge-
setzes in den Ausschüssen in einem guten Miteinan-
der zwischen Regierungs- und Oppositionsfraktio-
nen und bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Fraktion der FDP hat nun Herr Kollege Dirk We-
del das Wort. Bitte sehr. 

Dirk Wedel (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die 2025 bevorstehende Kommunal-
wahl wird ein richtungsweisendes Ereignis für unser 
Bundesland sein. Dass das rechtliche Fundament 
der Kommunalwahl – das Kommunalwahlrecht – 
stets zu überprüfen und bei Bedarf – etwa aufgrund 
von neuer Rechtsprechung oder praktischen Erwä-
gungen – anzupassen ist, ist eine Selbstverständlich-
keit.  

Beispielhaft für eine solche erforderliche Anpassung 
steht die im vorliegenden Gesetzentwurf geplante 
Änderung des § 4 Abs. 2 Kommunalwahlgesetz auf-
grund des Urteils des Verfassungsgerichtshofs Nord-
rhein-Westfalen vom 20. Dezember 2019. Zukünftig 
soll aus Gründen der Wahlrechtsgleichheit nicht 
mehr auf die Einwohnerzahl, sondern auf die Anzahl 
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der Wahlberechtigten als Kriterium für die Abgren-
zung der Wahlbezirke abgestellt werden. Entspre-
chend soll die erlaubte Abweichungstoleranz von 
25 % auf grundsätzlich maximal 15 % reduziert wer-
den. 

Soweit in begründeten Ausnahmefällen, etwa zur 
Wahrung räumlicher Zusammenhänge oder zur 
Rücksichtnahme auf gewachsene Ortsstrukturen 
eine Abweichung von bis zu 20 % für zulässig erklärt 
werden soll, bedarf dies noch einer vertiefenden Prü-
fung. So ging der Verfassungsgerichtshof in seinen 
Entscheidungsgründen davon aus, dass diese Krite-
rien nur bei weit auseinanderliegenden Ortschaften 
einer großflächigen Gebietskörperschaft bzw. im 
ländlichen Raum zum Tragen kommen. 

Nicht zu beanstanden ist hingegen die Anpassung 
von Vorschriften an das Bundeswahlgesetz, bei-
spielsweise zur maximal möglichen Anzahl der Bei-
sitzer im Wahlvorstand, oder von Fristen für die Ein-
reichung von Wahlvorschlägen, um mehr Zeit für die 
Durchführung der Briefwahl zu generieren. 

Als verfehlt sehen wir Freien Demokraten jedoch den 
neuen § 15 Abs. 5 Kommunalwahlgesetz an, mit 
dessen Satz 2 Parteien und Wählergruppen dazu 
angehalten werden sollen, geschlechterparitätische 
Wahlvorschläge einzureichen. 

Auf den Punkt bringt es die Formulierung im Urteil 
des Thüringer Verfassungsgerichtshofs vom 15. Juli 
2020 – Zitat –: 

„Im Parlament schlagen sich die parteipolitischen 
Präferenzen des Volkes nieder, nicht dessen ge-
schlechtermäßige, soziologische oder sonstige 
Zusammensetzung.“ 

Treffend stellt auch das Bundesverfassungsgericht 
fest, dass Abgeordnete das Volk in ihrer Gesamtheit 
und nicht als Einzelne repräsentieren. 

Da in Thüringen und Brandenburg Paritätsgesetze 
mit verpflichtenden Regelungen für verfassungswid-
rig erklärt worden sind, belässt es der Gesetzentwurf 
der Landesregierung bei einer bloßen Aufforderung. 
Ein nicht paritätischer Wahlvorschlag ist auch weiter-
hin möglich. Oder, wie es in einem Fachaufsatz zu 
der rheinland-pfälzischen Parallelvorschrift heißt: 
„Der rechtliche Gehalt dieser Vorschrift ist gleich null. 
Sie bindet niemanden und ist nicht durchsetzbar. Mit 
derartigen Appellen sollte man nicht die Gesetzbü-
cher füllen.“ 

(Beifall von der FDP und von Dr. Hartmut Beu-
cker [AfD]) 

Satz 1, eine Soll-Vorschrift zur gleichmäßigen Re-
präsentation von Frauen und Männern in Vertre-
tungskörperschaften, verlange aufgrund von Satz 2 
hingegen etwas Unmögliches und solle daher aufge-
hoben werden. Nach Auffassung des rheinland-pfäl-
zischen Verfassungsgerichtshofs enthält die Vor-

schrift lediglich eine „allgemeine, unspezifische Ab-
sichtsbekundung des Gesetzgebers.“ 

Die rheinland-pfälzische CDU lehnte die entspre-
chende Regelung übrigens mit der Begründung ab, 
die Vorschrift habe wohl weniger im Sinn, für mehr 
Frauen in den Räten zu sorgen, als vielmehr solche 
Wahlvorschläge an den Pranger zu stellen, die ver-
meintlich schlechter sind. 

Andere – durchaus praxisrelevante – Ansätze des 
Gesetzesentwurfs sind zumindest diskutabel. 
Exemplarisch hierfür steht die vorgeschlagene Mög-
lichkeit für Kommunen, die Anzahl der zu wählenden 
Vertreter um zwölf statt nur um zehn Personen zu re-
duzieren. 

Wir Freie Demokraten sind der Auffassung, dass bei 
Überlegungen rund um die Verkleinerung der Vertre-
tungskörperschaft die Tatsache, dass eine Verklei-
nerung aufgrund der für den Einzelnen steigenden 
Arbeitsbelastung stets ein Stück weit den Weg vom 
Charakter eines Ehrenamts hin zu einer Teil- bzw. 
Professionalisierung ebnet, nicht außer Acht gelas-
sen werden darf. 

Im Kontext des § 45 Abs. 3 Kommunalwahlgesetz 
stellt sich vor dem Hintergrund, dass auf Reservelis-
ten immer häufiger Nichtparteimitglieder kandidieren, 
die Frage, ob sie bei Eintritt in eine andere Partei o-
der Wählergruppe als Nachrücker unberücksichtigt 
bleiben könnten. Da die aktuelle Fassung hierzu 
keine Aussage trifft, wäre eine gesetzliche Klarstel-
lung hilfreich. 

Meine Damen und Herren, wie Sie sehen, bedarf der 
Gesetzentwurf an einigen Stellen der Überarbeitung. 
Der Überweisung stimmen wir zu. – Vielen Dank für 
Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Fraktion der AfD hat nun Herr Wagner das Wort. 
Bitte sehr. 

Markus Wagner*) (AfD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Reul, jetzt auch noch eine Soll-Vor-
schrift zur Frauenquote im Kommunalwahlgesetz – 

(Dr. Julia Höller [GRÜNE]: Ist doch super!) 

und nicht nur das, sondern auch die Aufforderung an 
die Parteien und Wählergruppen! Weil die Grünen 
das wollen? Egal, worum es also geht: Sie wählen 
als Bürger die SPD, Sie bekommen die Grünen. Sie 
wählen die FDP, Sie bekommen die Grünen. Sie 
wählen die CDU, Sie bekommen diesen ganzen grü-
nen Schwachsinn, der uns alle so nervt, der unsere 
Wirtschaft, unseren Wohlstand, unser Leben kaputt-
macht. 
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Nun die Vorstufe zur Frauenquote im Kommunal-
wahlgesetz! Frauenquote in der Politik – erklären wir 
das doch einmal. Es gibt in Deutschland drei Bun-
desparteivorsitzende. Die eine lasse ich mal weg; mir 
geht es um die anderen beiden. Die eine ist Quoten-
frau, die andere hat was auf dem Kasten. Es sind Ri-
carda Lang und Alice Weidel. 

(Zuruf von Simon Rock [GRÜNE]) 

Warum sind Grüne wie Ricarda Lang für die Bewer-
tung nach Quote und nicht nach Leistung? Auch das 
ist einfach zu erklären.  

Ricarda Langs Lebenslauf ist ein weißes Blatt Pa-
pier: kein Abschluss, keine Berufserfahrung, keine 
Ahnung. Für diese Null-Qualifikation erhält Frau 
Lang nun ein üppiges Gehalt: 10.591 Euro im Monat,  

(Simon Rock [GRÜNE]: Reden Sie doch zum 
Kommunalwahlgesetz!) 

dazu jeden Monat satte 4.700 Euro steuerfrei 
obendrauf und auch noch 23.000 Euro für Mitarbei-
ter.  

(İlayda Bostancıeri [GRÜNE]: Zur Sache!) 

Sie wird chauffiert, fährt ohne zu bezahlen erster 
Klasse mit der Bahn – ein schönes Leben auf Kosten 
der Steuerzahler mit freundlicher Hilfe der grünen 
Frauenquote. So etwas hier als Sollvorschrift im 
NRW-Kommunalwahlgesetz? Nein, nicht mit mir, 
nicht mit uns. Die AfD setzt auf Leistung, auf Können,  

(Lachen von den GRÜNEN – Rodion Bakum 
[SPD]: Davon sehen wir hier nichts!) 

auf Realitätssinn, der sich – auch im Gegensatz zu 
dem von vielen Grünen – aus Erfahrungen in der Be-
rufswelt speist. 

(Rodion Bakum [SPD]: Sie müssen mächtig 
Angst vor Frauen haben!) 

Wie es ohne Quote in Wahlgesetzen geht, zeigt die 
andere Parteivorsitzende: Alice Weidel. Sie schloss 
ihr Studium als Jahrgangsbeste ab. Sie arbeitete in 
der freien Wirtschaft und machte nebenbei ihren 
Doktor mit summa cum laude. Eine Quote hat Alice 
Weidel ganz im Unterschied zu Ricarda Lang nie ge-
braucht.  

Der hinter der von der Landesregierung vorgeschla-
genen Wahlrechtsänderung steckende grüne Kern, 
die Quote, ist unsinnig, undemokratisch und gefähr-
lich. 

Das haben Sie ja schon in anderen Bundesländern 
versucht, in Brandenburg und Thüringen. Das Ergeb-
nis – ich zitiere den Cicero –: Sie hatten die Rech-
nung ohne die AfD gemacht. Die kam, klagte und 
siegte. – Zitat Ende.  

Die Verfassungsgerichte in Thüringen und Branden-
burg haben der AfD recht gegeben. Die Quote wurde 
als rechtlich unzulässig abgeschmettert. 

Jetzt kommen Sie mit einer Sollvorschrift, weil wir 
Ihnen juristisch die Chance auf eine Mussvorschrift 
Gott sei Dank verbaut haben. Es ist aber derselbe 
Unsinn. Wir werden das rechtlich prüfen lassen. 

Hinzukommt ja, dass es Ihnen mit der Frauenförde-
rung noch nicht einmal ernst ist. Fördern wollen Sie 
nur Frauen, die auf Linie sind, auf linksgrüner Linie. 

Gerade erst hatten Sie die Chance, im Hessischen 
Landtag Anna Nguyen zur Landtagsvizepräsidentin 
zu wählen,  

(Simon Rock [GRÜNE]: Ich habe nicht ge-
wählt!) 

aber Schwarze, Grüne, Rote und Gelbe stimmten 
nicht etwa für die kluge und sympathische Deutsch-
vietnamesin mit abgeschlossenem Studium, Kompe-
tenz und Berufserfahrung – nein, lieber wählten sie 
einen Mann der Fünf-Prozent-Partei FDP, denn 
Anna Nguyen ist Mitglied der AfD.  

Die Partei von Anna Nguyen lag bei 18,4 %. Sie hätte 
also den Anspruch gehabt, sie hätte keine Quote ge-
braucht, sie hätte als Frau mit Migrationshintergrund 
nur Abgeordnete gebraucht, die sich an die parla-
mentarischen Gepflogenheiten halten, an Anstand 
und Demokratie. 

Aber Sie haben die Chance, das zu ändern. Machen 
Sie es wie ich, und wählen Sie Alice Weidel zur Bun-
deskanzlerin. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der AfD – Rodion Bakum [SPD]: 
Das müssen schlimme Fieberträume sein!) 

Vizepräsident Christof Rasche: Es liegen keine 
weiteren Wortmeldungen vor. Somit sind wir am 
Schluss der Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs Drucksa-
che 18/7788 an den Innenausschuss – federführend – 
sowie an den Ausschuss für Heimat und Kommuna-
les und an den Hauptausschuss. Wer stimmt dieser 
Überweisungsempfehlung zu? – Das sind die Fraktio-
nen von SPD, Grünen, CDU, FDP und AfD. Gibt es 
Enthaltungen? – Das ist nicht der Fall. Stimmt jemand 
dagegen? – Das ist auch nicht der Fall. Somit ist 
diese Überweisungsempfehlung angenommen.  

Wir kommen zu: 

8 Asylgerichtsverfahren dauern in Nordrhein-
Westfalen viel zu lange. Justizminister Lim-
bach muss endlich die organisatorischen Vo-
raussetzungen für kurze Verfahrensdauern 
schaffen! 
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